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1 Einleitung
Eine Vielzahl von Richtlinien und Verordnungen ist in Eu-
ropa dafür ausgelegt, Nährstoffeinträge in die Umwelt und ins-
besondere in Gewässer zu regulieren. Die Nitratrichtlinie von 
1991 weist die Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) an, 
gefährdete Gebiete auszuweisen und für diese Maßnahmen 
durchzuführen, welche die Nitrateinträge aus der Landwirt-
schaft und damit auch Gewässerbelastungen reduzieren. Dazu 
gehören strikte Vorgaben für den Umgang mit stickstoffhalti-
gen Düngemitteln, welche in Deutschland in der Düngeverord-
nung (DüV) festgehalten sind. Auch die europäische Wasser-
rahmenrichtlinie (WRRL) arbeitet in diese Richtung.
Dabei stammen die meisten Nährstoffe von der Verwen-
dung synthetischer und organischer Dünger in der landwirt-
schaftlichen Produktion. Häufig übersteigt die Düngemenge 
das Nährstoffaufnahmevermögen der Pflanzen, in dessen 
Folge ein Teil der Nährstoffe, vor allem Nitrat, ins Grundwas-
ser gelangt, ein weiterer Teil, vor allem Phosphat, durch Erosi-
onsprozesse in die Oberflächengewässer gespült wird und ein 
Teil der Nährstoffe als Überschuss im Boden verbleibt. Die Re-
duktion des Stickstoffüberschusses wurde auch von der Bun-
desregierung 2002 als Ziel in der nationalen Nachhaltigkeits-
strategie festgehalten, die Erreichung jedoch verfehlt.
2 Nährstoffkreisläufe in der Region schließen
Vor diesem Hintergrund ist es notwendig, Maßnahmen zu 
ergreifen, um die Nährstoffkreisläufe in den landwirtschaft-
lichen Produktionszyklen effizienter zu gestalten und damit 
auch die Nährstoffverluste in die Umwelt zu verringern. Im Vor-
haben „Ressourceneffizienz in der Praxis: Nährstoffkreisläufe 
in der Landwirtschaft schließen“ der Europäischen Kommis-
sion wurde das Handlungspotenzial für acht europäische Regi-
onen in Dänemark, den Niederlanden, Spanien, Italien, Frank-
reich, Polen, Deutschland und Irland abgeleitet. Die Regionen 
zeichnen sich alle durch hohe Nährstoffüberschüsse aus, wo-
bei die vorherrschenden landwirtschaftlichen Systeme und na-
turräumlichen Gegebenheiten stark variieren.
Um Maßnahmen zu identifizieren, wurden die Auswirkun-
gen der Landwirtschaft in den nährstoffgesättigten Gebieten 
analysiert sowie geeignete und innovative Praktiken, die auf 
Betriebsebene und den jeweiligen örtlichen Gegebenheiten 
wie Klima, Boden und bestehende gesetzliche Anforderungen 
umgesetzt werden können, identifiziert und validiert. Was es 
konkret bedeutet, Nährstoffkreisläufe in der Landwirtschaft zu 
schließen, soll in diesem Artikel am Beispiel der Weser-Ems 
Region verdeutlicht werden, die Teil der EU-Studie war.
Die Weser-Ems Region ist eine bedeutende landwirtschaft-
liche Region für Niedersachsen und Deutschland. Insgesamt 
52 % der niedersächsischen und 11 % der bundesweiten land-
wirtschaftlichen Erzeugnisse stammen aus diesem Gebiet (Eu-
rostat 2015). Die Region ist bei der Geflügel- und Schweinehal-
tung Nummer eins in Deutschland (ML Nds 2011). Die somit 
anfallenden Nährstoffe aus der Gülle überschreiten bei Weitem 
den Düngebedarf für den Feldfruchtanbau. Dieser produzierte 
in 2013 an erster Stelle Mais für die Verwendung in Biogasanla-
gen (40 %, LSN Nds 2014). Als Folge dieser Praktiken ist ein ho-
her Stickstoffüberschuss zu verzeichnen, aus dem wiederum 
ein erhöhter Nitratgehalt im Grundwasser resultiert (zwei Drit-
tel der Grundwassermessstellen zeigen Werte über dem Grenz-
wert von 50 mg Nitrat/Liter, Bellack et al. 2013).
3 Nährstoff überschüsse
Durch den Einsatz von synthetischen Düngemitteln und die 
damit gestiegene Menge an verfügbarem Stickstoff in der Um-
welt hat die landwirtschaftliche Produktion zugenommen. Vor 
Inkrafttreten der Nitratrichtlinie stieg der Nährstoffüberschuss 
in landwirtschaftlichen Böden stetig an (Mohaupt et al. 2010). 
Der Einsatz von Mineraldünger sowie der Import von Futter-
mitteln haben dabei abgenommen, während die Verwendung 
von inländischen Futtermitteln gleichzeitig leicht zugenommen 
hat. Diese Entwicklungen reichen aber bisher noch nicht aus, 
um die Nährstoffbilanz auszugleichen (JKI/Uni Gießen 2015).
3.1 Politische Rahmenbedingungen als Motor 
für einen erhöhten Nährstoffverbrauch?
Seit der Etablierung von Subventionen für die Biogaspro-
duktion im Rahmen des deutschen Erneuerbare-Energien-Ge-
Herausforderungen und Möglichkeiten in der Region Weser-Ems
Nährstoffkreisläufe  
in der Land wirtschaft schließen
Ineffiziente Anwendung von Düngern in der 
Landwirtschaft führt dazu, dass auch noch 
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setzes hat sich die installierte elektrische Leistung zwischen 
2005 und 2011 fast verdreifacht (Murek 2013). Ein erhebli-
cher Anteil an dieser Entwicklung ist der Förderung von nach-
wachsenden Rohstoffen zuzuschreiben (ML Nds 2014). Damit 
wurde vor allem der Wandel von Grünland zu Mais als Rohstoff 
für die Energiegewinnung gefördert (Nitsch et al. 2009, Schütte 
2013), da die Erzeugung von Biogas aus Mais höhere Einkom-
men für die Landwirte erzeugt. Demnach hat die Fläche des 
Dauergrünlands zwischen 1995 und 2010 um 29 % abgenom-
men (Walinski 2012). Eine weitere Folge der Biogasförderung 
sind die stark gestiegenen Pacht- und Kaufpreise für landwirt-
schaftliche Flächen. Für Ackerland in Niedersachsen ist der 
Kaufpreis beispielsweise von 2005 bis 2012 um mehr als 60 % 
gestiegen (ML Nds 2014). Die Entwicklung fällt besonders stark 
für Weser-Ems aus (ML Nds 2015), wo eine hohe Zunahme 
von Biogaskraftwerken zu verzeichnen ist. Die Grünlandum-
brüche fanden unter anderem auf organischen Böden der Re-
gion statt, wodurch Nährstoffverluste in Gewässer begünstigt 
wurden. Die Nährstoffe stammen aus der organischen Boden-
substanz, welche mineralisiert wird, sobald diese nach der Drä-
nung der Luft ausgesetzt ist (Flessa et al. 2012).
Neben den sogenannten Energiepflanzen wird auch Gülle 
in den Biogasanlagen verwertet. Bisher ist jedoch der Gärrest 
aus den Biogasanlagen im derzeit gültigen Rechtsrahmen nicht 
klar definiert. Somit wird dieser auch nicht als Wirtschaftsdün-
ger tierischer Herkunft in der DüV behandelt und fällt daher 
nicht unter die Höchstwertgrenze von 170 kg Stickstoff/Hektar. 
Andere Düngemittel wie Mineraldünger, Gründüngung durch 
Leguminosen oder Klärschlamm werden derzeit ebenso wenig 
von der DüV limitiert. Allerdings müssen diese Nährstoffträger 
im Sinne einer bedarfsgerechten Düngung ausgebracht wer-
den, wofür es jedoch keine Berichtspflicht gibt. Verbote gemäß 
der DüV, wie zum Beispiel zur Düngung auf Gewässerrand-
streifen oder auf gefrorenem Boden, werden zum Teil nicht 
mit Bußgeldzahlungen geahndet, da die Formulierungen in 
der Verordnung unklar und damit anfechtbar sind (Osterburg/
Techen 2012). Demnach ist die derzeit geltende DüV als unzu-
reichend einzustufen, was auch bereits kritisch von der Euro-
päischen Kommission angemerkt wurde.
3.2 Folgen des Nährstoffüberangebots
Die Folgen der vermehrten Nährstoffeinträge werden vor al-
lem in den aquatischen Ökosystemen deutlich. Oberflächenge-
wässer der Weser-Ems-Region zeigen erhöhte Nitratwerte und 
werden demnach als Gewässer mit mäßiger Güte eingestuft 
(Keppner et al. 2012). Im größeren Teil der Weser-Ems-Region, 
dem Flussgebiet Ems, hat die Mehrheit der Oberflächengewäs-
ser (89 %) derzeit den guten Zustand nicht erreicht und ledig-
lich 2 % werden diesen vermutlich bis 2021, dem endgültigen 
Zieljahr der WRRL, erreichen (FGG Ems 2015). Aufgrund der 
hohen Nährstoffüberschüsse und der daraus folgenden Nitrat-
auswaschung sind auch die Grundwasserkörper im Flussge-
biet Ems belastet (Fuchs et al. 2010). In 2015 haben circa 50 % 
der Grundwasserkörper den guten chemischen Zustand nicht 
erreicht. Es wird davon ausgegangen, dass sich die Lage  weiter 
verschlechtert und bis 2021 sogar 84 % der Grundwasserkörper 
den guten chemischen Zustand nicht erreichen werden auf-
grund der anhaltenden diffusen Belastung durch die Landwirt-
schaft (FGG Ems 2015).
4 Effizienteres Nährstoffmanagement
4.1 Status quo in der Weser-Ems-Region
Wie bereits eingangs erwähnt, sind die Resultate der Um-
setzung der rechtlich verpflichtenden DüV bislang mangel-
haft und zudem nicht auf die naturräumlichen beziehungs-
weise bodenklimatischen Gegebenheiten in den Regionen ab-
gestimmt. Daher bieten die Entwicklungsprogramme für den 
ländlichen Raum, die sogenannte zweite Säule der Gemeinsa-
men Agrarpolitik (GAP), eine wertvolle Ergänzung. In der Re-
gion Weser-Ems wurden durch dieses Instrument bereits meh-
rere freiwillige, mit Fördergeldern unterstützte Maßnahmen 
umgesetzt, welche den Anbau von Zwischen- und Deckkultu-
ren, die Verringerung der Schwarzbrache sowie die Vermei-
dung von Leguminosen als Gründüngung umfassen.
Niedersachsen startete zudem bereits 1992 das „Koopera-
tionsmodell Trinkwasserschutz“, um die Trinkwasserqualität 
des niedersächsischen Grundwassers zu erhalten (Quirin et al. 
2015). Das Kooperationsmodell beinhaltet unter anderem wei-
terführende, freiwillige Maßnahmen in Trinkwassergewin-
nungsgebieten, wie eine reduzierte Bodenbearbeitung, ökolo-
gischen Landbau oder Fruchtfolgewirtschaft. Die Maßnahmen 
im Kooperationsprogramm werden durch das Wasserentnah-
meentgeld finanziert. Dieses ist als zusätzliches Angebot zur 
Förderung des ländlichen Entwicklungsprogramms für die 
Landwirte zu sehen. Auch Betriebsberatungen sind Teil die-
ses Modells. Sie werden im Rahmen der GAP von der EU ko-
finanziert und dienen dazu, die Landwirte hinsichtlich der orts-
spezifischen Düngung und Bodenbearbeitung zu informieren. 
Die Fläche der beratenen Betriebe umfasst mittlerweile circa 
310.000 ha in Niedersachsen (Quirin et al. 2015). Es hat sich ge-
zeigt, dass die Beratungen zur erfolgreichen Umsetzung der 
Maßnahmen unerlässlich sind.
Weitere Maßnahmen zur Nährstoffreduktion sind im Be-
reich Tierhaltung bereits gut etabliert, wie beispielsweise in der 
Fütterung. Praktiken, wie die Anpassung der Futtermenge, die 
Zugabe von Aminosäuren und Phytase sowie der Einsatz von 
Futter mit reduziertem Rohprotein und Phosphatgehalt wer-
den aktuell voll ausgeschöpft (Flessa et al. 2012, LWK Nds 2014).
2012 wurde in Niedersachsen eine Güllebörse etabliert, über 
die innerhalb eines Jahres 1,8 Mio. t Wirtschaftsdünger aus der 
Region Weser-Ems in andere Regionen Niedersachsens expor-
tiert wurden (LWK Nds 2014). Zwei Jahren nach ihrer Einrich-
tung ist der Anteil der exportierten Gülle aus Weser-Ems um 
28 % gestiegen (LWK Nds 2015). Da die DüV bisher noch nicht 
zielgerichtet Nährstoffüberschüsse reguliert, könnte mit Ver-
schärfung der Regelungen die Menge der transportierten Gülle 
oder der Transport von Gärrückständen ausgeweitet werden.
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Trotz der Umsetzung der erläuterten Maßnahmen sind 
die Nährstoffüberschüsse in der Region weiterhin hoch. Um 
die Ziele der Umweltrichtlinien zu erreichen, müssen weitere 
Maßnahmen ergriffen werden. Diese werden im Folgenden 
dargestellt.
4.2 Maßnahmen auf Betriebsebene
In der Praxis wird die Menge der notwendigen auszubrin-
genden Düngemittel oft höher als der errechnete Pflanzenbe-
darf angesetzt, um zum Beispiel mögliche Ernteverluste, die 
durch Klimaeinwirkungen verursacht werden können, aus-
zugleichen. Die Folge sind erhöhte Nährstoffemissionen. Vor 
diesem Hintergrund werden Landwirte hinsichtlich eines op-
timierten Düngemanagements geschult. Bisher werden 30 % 
der Flächen in der Region durch Beratungen abgedeckt, wei-
tere 70 % könnten dementsprechend durch Beratungen zum 
Düngemanagement profitieren, wie die Landwirtschaftskam-
mer Niedersachsen betont (LWK Nds 2014).
Verschärfte Düngepläne können ein wichtiges Instrument 
für ein verbessertes Düngemanagement sein. Sie beziehen 
zum einen die Standortbedingungen ein, wie Bodenart und 
Restnährstoffgehalt von Stickstoff, Phosphor, Kalium im Bo-
den, und berücksichtigen zum anderen folgende Aspekte:
] Pflanzennährstoffbedarf für die zu erwartende Ernte,
] weitere pflanzenverfügbare Nährstoffe von Ernterückstän-
den und Wirtschaftsdüngern,
] Kalkgehalt und pH-Wert des Bodens sowie Gehalt an orga-
nischer Bodensubstanz,
] zusätzliche Nährstoffzugaben durch Bewässerung und an-
dere Managementmaßnahmen,
] Bedingungen, die die Nährstoffverfügbarkeit beeinflussen, 
und
] Bodenproben zur Bestimmung der Nährstoffrückstände.
Weiterhin sollte die Düngegabe zeitlich an den Pflanzenbe-
darf, der mit der Wachstumsphase variiert, und die Fähigkeit 
zur Nährstoffaufnahme angepasst werden. Nach der Ernte von 
Mais, Raps, Kartoffeln, Zuckerrüben, Gemüse oder Hülsen-
früchten kann der Nährstoffbedarf der Folgefrucht mit dem mi-
neralisierten Stickstoff aus Ernterückständen abgedeckt wer-
den (Jongebloed 2013) und sollte bei der Düngung von Folge- 
und Zwischenfrüchten berücksichtigt werden.
Insbesondere für die Berücksichtigung von Umweltbedin-
gungen, welche die Nährstoffverfügbarkeit und das Verhalten 
der Nährstoffe beeinflussen, kann der Einsatz von sogenann-
ten Application Timing Management Systems (ATMS) den Ver-
lust von Nährstoffen in die Umwelt weiter verringern. Aller-
dings erfordert die Verwendung von ATMS Kenntnisse über 
den Umgang mit Umweltdaten, die Pflanzenentwicklung, ent-
sprechende Nährstoffbedarfe sowie über die Beschaffenheit 
des auszubringenden Wirtschaftsdüngers. Im Rahmen der 
oben beschriebenen Trinkwasserkooperation werden solche 
Systeme bereits finanziert.
Durch die Abdeckung von Wirtschaftsdüngerlagern kön-
nen Ammoniakemissionen verringert werden, eine sehr ein-
fache und kostengünstige Maßnahme. Da die derzeitigen Re-
gelungen eine Abdeckung nur für neue Anlagen von mehr als 
6.500 Kubikmeter Speicherkapazität vorsehen, ist das Reduk-
tionspotenzial für Emissionen und damit Stickstoffdepositio-
nen sehr hoch, wenn man die Regelung auf die vielen kleine-
ren und bestehenden Einrichtungen in der Region ausweiten 
würde (etwa 59 % der Anlagen, Eurostat 2010). Für Niedersach-
sen wurde die Menge des potenziell zu verringernden Eintra-
ges in die Umwelt für Schweine- und Rindergülle auf 3,1 Kilo-
tonnen Ammoniak und 36 Tonnen Lachgas geschätzt (Flessa 
et al. 2012), wobei der Großteil der Emissionen auf Weser-Ems 
durch die intensive Tierhaltung entfällt.
Wie bereits erwähnt, ist der Transfer von Wirtschaftsdün-
gern von Weser-Ems in andere Regionen eine Möglichkeit, um 
den Nährstoffüberschuss zu verringern. Da Gülle einen  hohen 
Wasseranteil hat, ist es notwendig, vor dem Transport diesen 
Anteil mithilfe von Gülleabscheidern zu verringern, um den 
Transport wirtschaftlich zu machen. Dadurch entstehen eine 
ammoniumreiche, flüssige Phase sowie eine phosphorreiche, 
feste Phase. Durch die regional etablierte und vermutlich in 
Zukunft ausgeweitete Güllebörse könnte das feste Substrat 
an Biogasanlagen in viehärmere Regionen abgegeben werden. 
Die Praxis zur Gülleabscheidung ist in Niedersachsen bereits 
getestet worden. Die Landwirtschaftskammer Niedersachsen 
schätzt, dass die Region ein hohes Potenzial für die Umset-
zung der Maßnahme bietet (LWK Nds 2014).
Der Norden der Region ist von anstehendem Grund wasser 
und organischen Böden geprägt, welche zur Nutzbarmachung 
dräniert wurden. Diese Praxis führt auch in der Gegenwart 
noch zu hoher Nährstoffauswaschung und Bodenerosion, ins-
besondere nach dem Pflügen. Um die Nährstoffverluste zu ver-
ringern, sind verschiedene Optionen denkbar.
Die Umwandlung von Ackerfläche in Grünland ist eine mög-
liche Maßnahme für diese Böden. Anreize zur Umsetzung der 
Maßnahme könnten beispielsweise durch das ländliche Ent-
wicklungsprogramm bereitgestellt werden, wobei vor allem hö-
here Ausgleichszahlungen die Akzeptanz für diese Maßnah-
men steigern könnten.
Noch effektiver in Bezug auf die Reduktion der genannten 
Risiken ist die Wiedervernässung von organischen Böden. Hier-
bei kann der Grundwasserspiegel unterschiedlich hoch einge-
stellt werden, sodass eine Nutzung der Flächen mit Einschrän-
kung möglich ist. Paludikulturen versprechen weitere Anreize 
für Landwirte. Je nach Wasserstand kann die Fläche als exten-
sive Weide, zum Rohrglanzgras-, Erlen- oder Schilfanbau ge-
nutzt werden (Wichtmann et al. 2010). Nach der Ernte können 
Schilf und Holz als Baumaterial, für die thermische Verbren-
nung in Kraft-Wärme-Kraftwerken oder in Biogasanlagen ver-
wendet werden. Darüber hinaus werden Zuschüsse gezahlt für 
die Einhaltung der Naturschutzprogramme. Die Maßnahme 
hat zudem positive Auswirkungen auf die Renaturierung von 
Habitaten und damit den Artenschutz.
Im Hinblick auf die große Zahl der entwässerten Feuchtge-
biete in Niedersachsen ist das Nährstoff- und Treibhausgasmin-
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derungspotenzial dieser Maßnahmen sehr hoch. Dafür ist je-
doch eine verstärkte politische Unterstützung notwendig.
4.3 Maßnahmen auf politischer Ebene
Gegen Deutschland wurde 2014 von der Europäischen Kom-
mission die zweite Stufe des Vertragsverletzungsverfahrens 
eingeleitet, da die Umsetzung der Nitratrichtlinie im nationa-
len Recht unzureichend ist. Die Kritik befasst sich mit der un-
zureichenden Ausgestaltung der Anforderungen insbesondere 
in Bezug auf Düngemanagement, den Zeitpunkt der Ausbrin-
gung, die Lagerzeit von Wirtschaftsdünger, die Nährstoffbilanz 
und Ausbringobergrenzen. Außerdem ist Nichteinhaltung von 
Einschränkungen hinsichtlich des Standorts und Zustands des 
Bodens aufgrund unklarer Formulierungen nur schwer zu 
ahnden (Osterburg/Techen 2012). Aus diesem Grund wurde 
für 2015 eine Novellierung der Düngeverordnung geplant, wel-
che bisher noch nicht verabschiedet wurde. Die folgenden Vor-
schläge, welche über den derzeitigen Novellierungsentwurf 
vom Juni 2015 hinausgehen, sind von Experten erarbeitet wor-
den (Osterburg/Techen 2012; Meyer 2014; Garbe 2014):
] Bewertung des Nährstoffbedarfs vor der Düngerausbringung 
mithilfe einer obligatorischen Dokumentation der Nährstoff-
bilanz für Phosphor (Stickstoff wird bereits berück sichtigt),
] standortangepasste Höchstgrenzen für die Nährstoffaus-
bringung,
] Präzisierung von verpflichtenden und damit vollziehbaren 
Einschränkungen hinsichtlich Standort und Zustand des 
Bodens, Abstand zu Gewässern und allgemeiner Verpflich-
tungen zur Vermeidung von Bodenabfluss,
] Art der Nährstoffbilanz muss an den Betriebstyp angepasst 
sein, eine generelle Annahme von zum Beispiel aggregier-
ter Schlagbilanz oder Hoftorbilanz ist nicht für alle Betriebe 
geeignet,
] die Überschreitung der maximalen Nährstoffüberschüsse 
muss strafrechtlich vollstreckbar sein und
] Berichtspflichten zum Wirtschaftsdüngertransfer müssen 
auf Betriebe erweitert werden, die den Dünger annehmen.
In Niedersachsen wird nach Auskunft der Landwirtschafts-
kammer derzeit auch ein Düngekataster entwickelt, welches 
eine elektronische Meldepflicht für den Einsatz aller Dünge-
mittel vorsieht. Hintergrund ist die damit einzuleitende Ver-
schärfung und der rechtliche Vollzug der zulässigen Nährstoff-
überschüsse für Stickstoff und Phosphor.
5 Ausblick in andere EU-Mitgliedstaaten
Nicht nur in Niedersachsen und der Region Weser-Ems 
werden bereits vielversprechende Maßnahmen zur Reduktion 
des Nährstoffüberschusses umgesetzt, wie der Blick in andere 
EU-Mitgliedstaaten zeigt. Einige dieser Initiativen, die auch 
Möglichkeiten für Deutschland beziehungsweise die Weser-
Ems-Region bieten können, werden hier kurz vorgestellt.
Dänemarks Nitratprogramm greift neben den Problemen, 
die durch die landwirtschaftliche Nutzung entstehen, auch sol-
che an, die durch industrielle und urbane Aktivitäten erzeugt 
werden. Maßnahmen innerhalb des Plans sind ausschließlich 
obligatorisch und ein Großteil wird nicht subventioniert. Maß-
nahmen, die weit über die gute landwirtschaftliche Praxis hin-
ausgehen, wie die Wiederherstellung von Feuchtgebieten, die 
Anlage von Pufferstreifen von zehn Metern Breite sowie öko-
logischer Landbau, erhalten jedoch Zuschüsse, um die Inves-
titionen und mögliche Einkommensverluste zu kompensieren.
In Nord-Brabant in den Niederlanden ist der verpflichtende 
Transfer von Gülle von Überschussgebieten in Gebiete mit we-
niger Nutztieren eingeführt worden. Betriebsinhaber, die mehr 
Wirtschaftsdünger produzieren, als sie im Rahmen des recht-
lichen Schwellenwerts in ihren Betrieben anwenden können, 
müssen andere Landwirte für die Aufnahme der Gülle bezah-
len. Nach Angaben des niederländischen Düngemittelgesetzes 
(2014) muss die überschüssige Gülle für den Transport verar-
beitet oder als Brennstoff für die Energiegewinnung genutzt 
werden.
Irland hat eine verbindliche Herdengröße von maximal 
zwei  Großvieheinheiten (GVE)/Hektar für viehhaltende Be-
triebe sowie für Grünlandbetriebe von 2,9  GVE/Hektar ein-
geführt. Damit soll ein Maximum von 250 kg organischem 
Stickstoff/Hektar umgesetzt werden. Darüber hinaus werden 
Betriebsberatungsdienste zur Verfügung gestellt, um die Land-
wirte zu unterstützen, ihre Nährstoffbilanzen mithilfe von Bo-
denuntersuchungen zu berechnen. Der landwirtschaftliche Be-
ratungsservice von TEAGASC (The Irish Agriculture & Food 
Development Authority) spielt hier eine bedeutende Rolle. 
Durch die vorhandenen Beratungsprogramme ist der Wissens-
austausch zwischen den Landwirten und dem Beratungsdienst 
in der gesamten Region sehr gut entwickelt und aufseiten der 
landwirtschaftlichen Gemeinde akzeptiert.
6 Fazit
Es existiert eine Vielzahl an guten Praktiken, allerdings gibt 
es derzeit keine universelle Lösung, die kostengünstig, simpel 
und effektiv ist. Die Wirksamkeit von Maßnahmen hängt stark 
von den Praktiken, der Intensität und Art der Produktion sowie 
von den Umweltbedingungen in der betrachteten Region ab. 
Ebenso wichtig ist eine sinnvolle Kombination von verschiede-
nen Maßnahmen. Das Beispiel Dänemark zeigt, dass restrik-
tive Regelungen zum Management der Nährstoffüberschüsse 
einen großen Effekt haben können. Somit reduzierte Däne-
mark den Stickstoffüberschuss um 40 % in Bezug auf die land-
wirtschaftliche Fläche seit 1985. Allerdings wurde auch deut-
lich, dass zur weiteren Reduktion regionsspezifische Maßnah-
men notwendig sind (Dalgaard et al. 2014). Die Landwirte sind 
gefordert, geeignete Praktiken unter Berücksichtigung ihrer 
möglichen Auswirkungen, der technischen Machbarkeit und 
der Kosten an die Betriebsbedingungen anzupassen. Dabei 
können landwirtschaftliche Berater maßgeblich unterstützen.
Vor dem Hintergrund des aktuellen Zustandes der Gewässer 
in Weser-Ems, die von dem Nährstoffüberschuss beein trächtigt 
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werden, stellt sich die Frage, ob die identifizierten Maßnahmen 
ausreichen, um den guten ökologischen Zustand der Gewäs-
ser erreichen zu können. Obwohl die Gesetzgebung bislang 
und auch in Zukunft einen Schwellenwert für den maxima-
len Nährstoffüberhang festlegt, übersteigt dieser das natürliche 
Niveau. Damit ist die Erreichung des guten ökologischen Zu-
stands der Wasserkörper in der Region unter Umständen nicht 
gegeben (Benning 2015). Das Potenzial zur Nährstoffreduk-
tion der aufgezeigten Maßnahmen für diese Region wird zwar 
als hoch eingestuft, im Kontrast dazu steht jedoch die große 
Menge der anfallenden Nährstoffe und deren Verbringung auf 
der zur Verfügung stehenden Landfläche. Hierbei muss die 
Frage gestellt werden, ob durch den Gülletransfer von nähr-
stoffübersättigten Regionen in Regionen mit bisher niedrige-
ren Nährstoffüberschüssen das Risiko akzeptiert werden soll, 
diese Regionen ebenso über Jahrzehnte hinweg zu degradieren.
Mit der prognostizierten Entwicklung des zukünftigen Nähr - 
 stoffüberschusses wird auch ein Anstieg des Wasserpreises 
einhergehen, da bei Nitratwerten über dem EU-weit festgesetz-
ten Grenzwert von 50 Milligramm/Liter vor allem technische 
Maßnahmen zum Einsatz kommen müssen. Diese sind we-
sentlich teurer als vorbeugende Managementmaßnahmen. Für 
die Zielerreichung müssen letztendlich auch die Verbraucher 
einbezogen werden, da die Menge der derzeitigen Tierproduk-
tion auf Dauer nicht nachhaltig zu bewerkstelligen ist. Höhere 
Preise für Agrarprodukte können in Verbindung stehen mit 
nachhaltig günstigem Trinkwasser und umweltfreundlichen 
Produktionsbedingungen in der Landwirtschaft. Dieser Zu-
sammenhang kann als Mittel zur Verbrauchersensibilisierung 
dienen und könnte gegebenenfalls auch durch gesetzliche Vor-
gaben wie Umlage der Umweltkosten auf die Produktkosten 
umgesetzt werden. Eine Möglichkeit, schon jetzt auf umwelt-
freundliche Produkte umzusteigen, liefern ökologisch produ-
zierte Lebensmittel, für die Maßnahmen wie Vermeidung von 
Schwarzbrache, kein Einsatz von mineralischen Düngemitteln 
oder Deckfrüchten bereits standardmäßig angewendet werden.
Anmerkung
Großer Dank gilt Herrn Hubertus Schültken vom Niedersächsischen 
 Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz für seine 
 fachliche Unterstützung.
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